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(Nr. 11601.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung vom 14. September 1916, Des 
treffend den Erwerb von Reichskriegsanleihe für Stiftungen, ſtandesherrliche 
Hausgüter, Familienfideikommiſſe, Lehen und Stammgüter, (Geſetzſamml. 
S. 121). Vom 30. Auguſt 1917. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen X. 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 (Gefeßfamml. S. 17) und auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel 1. 


Die Verordnung vom 14. September 1916, betreffend den Erwerb von 
Reichskriegsanleihe für Stiftungen, ſtandesherrliche Hausgüter, Familienfidei⸗ 
kommiſſe, Lehen und Stammgüter, (Geſetzſamml. S. 121) wird durch folgende 
Beſtimmungen ergänzt: 

5 $ 2a. 

Der Inhaber eines der im $ 1 genannten Vermögen kann Aufwendungen, 
die er aus ſeinem Allod oder den Einkünften des Vermögens infolge des Erwerbes 
der Kriegsanleihe mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde gemacht hat, aus dem 
Stamme des Vermögens erſtattet verlangen. Die Auffichtsbehörde kann ihn er⸗ 
mächtigen, zum Zwecke der Befriedigung einer ſolchen Verwendungsforderung oder 
einer anderen infolge des Anleiheerwerbes entſtandenen Verbindlichkeit über die 
Anleiheſtücke und ſonſtigen zu dem Vermögen gehörenden Kapitalien (§ 1) 
zu verfügen. 

§ 2b. 
: Erweiterungen der im § 1 genannten Vermögen, die infolge des von der 
Aufſichtsbehörde genehmigten Erwerbes von Kriegsanleihe ſtattfinden, bedürfen zu 
ihrer Wirkſamkeit keiner Genehmigung. Die Erweiterung durch Anſchaffung von 
Geſetzſammlung 1917. (Nr. 11601.) 8 24 
Ausgegeben zu Berlin den 6. September 1917. 


SIR 


Kriegsanleihe unterkiegt dem Landesſtempel (Tarifſtelle 24 des Stempelſteuergeſetzes 
vom 31. Juli 1895 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 
— Geſetzſamml. S. 535 —) nicht. Die Stempelpflicht tritt jedoch ein, wenn 
an Stelle der Kriegsanleihe andere Vermögenswerte als Reichsanleihen oder 
preußiſche Staatsanleihen erworben werden. 


Artikel 2. 
Die §§ 2a und 2b gelten auch für den Erwerb von Kriegsanleihe, der 
vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung gemacht iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 1 
Königlichen Inſiegel. : 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. Auguſ LIT: 


(Siegel.) Wilhelm. 
Michaelis. Helfferich. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. 


Bekanntmachung. 


Nach 2 Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. 8 357) ſind 
bekannt gemacht: i 
1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 25. Juli 1917, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Halleſche Pfänner⸗ 
ſchaft, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., zur Erweiterung der Abraumhalde ihres 
Braunkohlenbergwerkes Pfännerhall bei Braunsdorf im Kreiſe Querfurt, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Merſeburg Nr. 32 S. 196, 
ausgegeben am 11. Auguſt 1917; 
der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1917, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrowerke⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft in Berlin zur Erweiterung der Anlagen des Großkraftwerkes 
Iſchornewitz im Kreiſe Bitterfeld, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
in Merſeburg Nr. 32 S. 196, ausgegeben am 11. Auguſt 1917. 
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